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k aum ein europäisches Ge-
setz hat in jüngerer zeit eine
derart aufgeladene Debatte
ausgelöst wie der Digital
Services Act, der rechtsakt

zu digitalen Diensten (DSA). Legale Mei-
nungen würden unterdrückt, digitale zen-
sur finde statt, online-Debatten würden
gesteuert, ein „zensur-Industrie-Kom-
plex“, so etwa der Forscher Andrew Lo-
wenthal, sei entstanden. Der US-Kongress
spricht von einem „Foreign censorship
Threat“, der DSA als „mächtiges und um-
fassendes digitales zensurgesetz“; AfD-
Politiker wollen den DSA abschaffen und
werfen der EU „politische Strafjustiz statt
rechtsstaat“ vor. Selbst auf der website
der „Tagesschau“ findet sich ein Artikel
mit dem Titel „zensiert die EU die Inter-
net-Plattformen?“ Auch der Auftritt des
US-Vizepräsidenten J.D. Vance bei der
Münchner Sicherheitskonferenz im ver-
gangenen Jahr hallt noch nach, bei dem er
von „digitaler zensur“ sprach.
Viele zensurvorwürfe beruhen auf

Missverständnissen der rechtslage. Ein-
zelne Probleme in der rechtsdurchsetzung
werden verallgemeinert, und echte staatli-
che zensur – etwa in china oder Iran –
wird mit der rechtsstaatlichen Anwendung
des deutschen und europäischen rechts
gleichgesetzt. Dabei wird übersehen, dass
diese auf einer Abwägung unterschiedli-
cher Grundrechte beruht. Ein verbreiteter
Vorwurf lautet, dass Staat, NGos, Medien,
wissenschaft und Plattformen sich zu
einem Netzwerk zusammengeschlossen
hätten, das Meinungen lenkt und unter-
drückt. Diese Kritik wirkt, weil sie an reale
Erfahrungen anknüpft: Viele Menschen
haben Löschungen, Sperren oder reich-
weiteneinschränkungen erlebt und neh-
men wahr, dass manche Positionen gesell-
schaftlich stärker akzeptiert sind als ande-
re. Diese wahrnehmungen dürfen nicht
pauschal abgetan, müssen jedoch sorgfäl-
tig eingeordnet werden. Deutschland spielt
eine zentrale rolle in der europäischen Di-
gitalpolitik, fördert Medienkompetenz und
engagiert sich gegen hassrede. Daraus
folgt jedoch keine zensur. Der Begriff ver-
liert seinen Sinn, wenn nicht zwischen au-
toritärer Unterdrückung und demokrati-
scher regulierung unterschieden wird. zu-
dem gibt es weltweit unterschiedliche,
legitime Gewichtungen der Meinungsfrei-
heit gegenüber anderen Schutzgütern.
Meinungsäußerungsfreiheit ist ein dy-

namisches recht. Nicht jede regulierung
ist daher zensur. rechtlich versteht man
unter zensur staatliche Vorabkontrolle
und systematische Unterdrückung politi-
scher rede. Solche Praktiken finden in
Deutschland kaum statt; staatliche Ein-
griffe begrenzen Gerichte regelmäßig.
Auch indirekte Formen wie Faktenchecks
oder Förderentscheidungen sind nicht
automatisch zensur, sonst würde der Be-
griff beliebig sein.
ähnliches gilt für die Kritik am Digital

Services Act. Dessen offene Begriffe und
präventiver Ansatz bringen Unschärfen
mit sich, sind aber Teil eines risikobasier-
ten Modells für dynamische online-Um-
gebungen. Entscheidend sind rechtsstaat-

„entkleidet“ und Nacktbilder Prominenter
gegen deren willen teilt und die britische
regierung daran Kritik äußert, wird sie –
wie von Elon Musk – als „faschistisch“ be-
zeichnet. hier wird mit zweierlei Maß ge-
messen. zensur ist das, was gegen mich
geht; geht es gegen andere, ist das legitim.
Besonders zugespitzt wird diese Kritik

im Bild eines angeblichen „zensur-Indus-
trie-Komplexes“, wie es Andrew Lowen-
thal in einem Nzz-Interview formulierte:
Ministerien, NGos, Stiftungen, Fakten-
checker, Medien, wissenschaft und Platt-
formen arbeiteten alle zusammen. Gerade
NGos, so lautet der Vorwurf, seien zu
Auftragnehmern des Staates geworden, fi-
nanziert mit stetig wachsenden öffentli-
chen Mitteln. Diese Nähe sei demokratie-
theoretisch gefährlich und führe faktisch
zu Meinungslenkung.
hier liegt ein berechtigter Diskussions-

punkt, der nicht abgetan werden sollte.
Staatliche Förderung zivilgesellschaftlicher
Akteure ist sensibel. Sie verlangt Transpa-
renz, klare rollentrennung und die Mög-
lichkeit zur öffentlichen Kritik. Doch aus
Förderung automatisch „zensur“ und den
Versuch der „Meinungslenkung“ abzulei-
ten, verkennt dieMachtverhältnisse. NGos
löschen keine Inhalte, sie sperren keineAc-
counts, sie verhängen keine Sanktionen.
Sie verfügen über keine hoheitlichen Be-
fugnisse. Sie beobachten, analysieren, mel-
den, beraten. Dass sie normative Positio-
nen vertreten – etwa gegen rassismus,
Antisemitismus oder Desinformation –, ist
kein Beweis für Unterdrückung, sondern
Ausdruck politischer Auseinandersetzung
in einer pluralistischen Gesellschaft.
oft wird an dieser Stelle eingewandt, es

komme nicht auf formale zuständigkeiten
an, sondern auf faktische wirkung. wenn
NGos Inhalte melden, Faktenchecker Bei-
träge bewerten und Plattformen daraufhin
löschen, sei das Ergebnis für Betroffene
dasselbe wie bei staatlicher zensur. Dieses
Argument unterschlägt einen entschei-
denden Unterschied: wer entscheidet. Im
DSA-System liegt die Entscheidung über
Löschung weiterhin zunächst bei den
Plattformen – und diese Entscheidungen
unterliegen erstmals klaren Transparenz-,
Begründungs- und Beschwerdepflichten.
ähnlich verkürzt ist der Vorwurf, Trus-

ted Flagger und Faktenchecker seien zen-
soren. Trusted Flagger melden Inhalte, sie
entscheiden nicht über deren Entfernung.
Plattformen sind verpflichtet, hinweise zu
prüfen, nicht ihnen blind zu folgen. Fak-
tenchecks haben keine rechtliche wir-
kung. Sie widersprechen, kontextualisie-
ren, ordnen ein, wecken zweifel. wer Fak-
tenchecks als zensur bezeichnet, setzt
Kritik mit Verbot gleich und erhebt die
eigene Position implizit zur sakrosankten
wahrheit, die nicht mehr hinterfragt wer-
den dürfe. Das ist ein Freiheitsverständnis,
das der Meinungsfreiheit eher schadet als
dient, auch wenn es gut zum Ansatz von
MAGA-Befürwortern passt. Auch Elon
Musk gibt nur vor, für Meinungsäuße-
rungsfreiheit zu sein. wer widerspricht,
wird geblockt oder gelöscht. Die Mei-
nungsfreiheit derjenigen, die zensur wit-
tern, ist oft nur die Freiheit der eigenen

Meinung und vor allem die Freiheit der
eigenen Meinung vor widerspruch, gegen
den diese oft nicht Bestand hat.
Ein besonders hartnäckiger Einwand

betrifft das sogenannte „overblocking“.
Plattformen löschen zu viel, so die Kritik,
und der DSA verschärfe das Problem, weil
er hohen zeit- und Sanktionsdruck er-
zeugt. Dieses Argument hat Gewicht.
overblocking ist real. (Underblocking üb-
rigens auch: Vieles, was illegal ist, wird zu
spät oder nicht gelöscht.) overblocking
wie Underblocking ist ärgerlich, freiheits-
relevant und demokratietheoretisch prob-
lematisch. Doch die entscheidende Frage
lautet: wer verursacht es?
Der DSA verpflichtet Plattformen nur

zur Entfernung illegaler Inhalte. Für legale,
wenn auch problematische Inhalte verlangt
er keine Löschung, sondern risikobewer-
tungen und Transparenz. wenn Plattfor-
men überschießend löschen, geschieht dies
nicht im staatlichen Auftrag, sondern aus
ökonomischer Vorsicht, aufgrund unzurei-
chender Moderationssysteme oder wegen
interner Anreizstrukturen. overblocking
ist somit kein Beleg für staatliche zensur,
sondern für die strukturelle Macht privater
Plattformen – jene Macht, die der DSA be-
grenzen soll.
Das ist der Kern desDigital ServicesAct.

Er ist kein Instrument staatlicher Mei-
nungssteuerung, sondern eine Antwort auf
den Einfluss privater Plattformen auf den
öffentlichen Diskurs. Er verschiebt diese
Macht, begrenzt sie, macht sie weltweit
erstmals überprüfbar. Er zwingt Plattfor-
men, ihre Moderationsentscheidungen zu
erklären, eröffnet Nutzern Beschwerde-
und rechtsbehelfe und bindet private
Kommunikationsordnung an öffentliche
Grundrechtsstandards. Das ist keine Ein-
schränkung vonMeinungsfreiheit, sondern
ihre institutionelle Absicherung.
wer jede regulierung als zensur brand-

markt, entwertet den Begriff und macht
uns blind für echte Unterdrückung – für
Staaten, in denen Journalisten verschwin-
den, das Internet abgeschaltet und Mei-
nungen kriminalisiert werden. Meinungs-
äußerungsfreiheit ist zu wichtig, um sie im
rhetorischenDauerfeuer gegen jedesmiss-
liebige Gesetz zu verschleißen. Der Digital
Services Act ist kein Maulkorb. Er ist ein
Versuch, Freiheit im digitalen raum vor
übermacht, Intransparenz und privater
willkür zu schützen. Er ist unvollkommen,
wie alle regelungen komplexer Sachver-
halte. wer ihn pauschal als zensur diffa-
miert, verfehlt den Kern des Gesetzes und
schwächt das, was er zu verteidigen vor-
gibt: die Freiheit der öffentlichen rede.
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liche Sicherungen wie Transparenz, Auf-
sicht und gerichtliche Kontrolle, um ver-
hältnismäßige und nachvollziehbare An-
wendung zu gewährleisten.
Eine demokratische Öffentlichkeit lebt

davon, dass argumentiert, kritisiert und
eingeordnet wird. wissenschaft unter-
scheidet zwischen besseren und schlechte-
ren Erklärungen, Journalismus zwischen
belegten und unbelegten Behauptungen,
politische Bildung zwischen demokratisch
legitim und – in Ausnahmefällen – nicht
mehr legitim, weil außerhalb des Verfas-
sungsbogens. wer diese Unterscheidun-
gen als zensur brandmarkt, verkennt, dass

Meinungsäußerungsfreiheit nicht im luft-
leeren raum existiert. Sie schützt das
recht, zu sprechen – nicht das recht, un-
widersprochen zu bleiben oder gesell-
schaftliche zustimmung zu erzwingen.
was teils als „zensur“ gebrandmarkt

wirkt, ist das Ergebnis gesellschaftlichen
wandels, mit dem diejenigen, die Modera-
tion als „zensur“ bezeichnen, nicht zufrie-
den sind. Man sieht das sehr deutlich in
den USA: wenn der chef der Kommuni-
kationsbehörde Fcc, Brendan carr, Dis-
ney unter Druck setzt, den Talkshow-host
Jimmy Kimmel zu feuern, dann bekommt
er Applaus von der MAGA-Bewegung.
wenn Brendan carr eine warnung an
Fernsehsender ausspricht, die Satireshows
ausstrahlen, und sie auffordert, den Posi-
tionen auch der republikaner – in der Sa-
tireshow – gleich viel Sendezeit einräu-
men, dann versucht er Einfluss auf das,
was gezeigt wird, zu nehmen und nutzt sei-
ne Macht, eine Gleichbehandlungsregel,
die eigentlich nur für „echte“ Nachrichten-
sendungen gilt, auf Trump-kritische Fern-
sehshows zu erstrecken. wenn Grok, der
KI-Bot von Twitter/X, teils Minderjährige

warum das Digitalgesetz
der EU, der „Digital

Services Act“, zu Unrecht
angegriffen wird
Von Matthias

C. Kettemann und
Wolfgang Schulz

das ist
keine
Zensur

Nach dem Streit zwischen dem on-
line-Magazin „Medieninsider“, das
seine Artikel nicht in Pressespiegeln
abgedruckt sehen will (F.A.z. vom
14. Januar), gibt es nun einen Disput
zwischen der Deutschen Presse-
Agentur (dpa) und der Firma Presse-
Monitor (PMG).
Diese vermarktet für mehr als 900

Verlage deren Inhalte für Pressespie-
gel. Kürzlich schickte die PMG ihren
Vertragspartnern eine Nachricht: Die
dpa habe mitgeteilt, „dass Sie für Bei-
träge von Publikationen aus Ihrem
Verlag die für unser Geschäftsfeld er-
forderlichen Nutzungsrechte nicht
von der dpa erworben haben und des-
halb die Vermarktung der Beiträge,
sofern sie dpa-Inhalte in urheber-
rechtlich relevanter Form enthalten,
rechtswidrig“ sei. 125 Verlage seien
betroffen, eventuell gebe es „weitere
Verlage, auf die der Vorwurf der dpa
gerichtet sein kann“. Die PMG sei der
dpa gegenüber gesprächsbereit, doch
müsse „eine mögliche Lösung des
angeblichen Problems ausschließlich
auf der Vertragsebene zwischen dpa
und dem jeweiligen Presseverlag ge-
funden werden“.
Auf dieses Schreiben an die Verla-

ge reagierte die dpa mit einem eige-
nen Schreiben an den gleichen Ad-
ressatenkreis. Darin heißt es, dass
„grundsätzlich ein Einvernehmen
darüber bestand, dass für die Nut-
zung der dpa-Inhalte im rahmen der
Vermarktung von digitalen Presse-
spiegeln eine Lösung gefunden wer-
den muss, die eine finanzielle Betei-
ligung der dpa an den damit erzielten
Erlösen vorsieht. Bereits im Jahr
2002 wurde deshalb zwischen der
dpa und der PMG ein Vertrag ge-
schlossen, der nach einer zunächst
symbolischen Vergütung für die
Startphase der PMG, die Verpflich-
tung zu Verhandlungen über eine
dann umsatzorientierte Vergütung
ab dem Jahr 2004 vorsieht.“ Dazu sei
es aber nicht gekommen. Die PMG
habe Verhandlungen „verschleppt“
und zwischenzeitlich die Erfüllung
der Vereinbarung abgelehnt. Strittig
scheint zwischen PMG und dpa zu
sein, wer die Verantwortung für Ver-
handlungen mit der dpa hat: die
PMG oder die Verlage, die Texte lie-
fern? Die dpa sieht die PMG als Ver-
tragspartner.
Auf Anfrage der F.A.z. sagt PMG-

Geschäftsführer Ingo Kästner, die
dpa sei ein „langjähriger und guter
Geschäftspartner“. Tatsächlich gebe
es einen Vertrag mit der dpa aus dem
Jahr 2002 darüber, dass ab 2004 Ver-
handlungen über eine umsatzorien-
tierte Vergütung der dpa an den Erlö-
sen der PMG geführt werden sollen.
Darin heiße es ausdrücklich: „Es
werden nur die Erlöse solcher Verla-
ge und Titel berücksichtigt, die nicht
eigenständige regelungen mit dpa
über die digitale zweitverwertung
ihrer Artikel abgeschlossen haben.“
Nachdem die Verhandlungen er-

gebnislos blieben, da die PMG keine
Kenntnis darüber erhalten habe, wel-
che Verlage und Titel keine eigen-
ständigen regelungen mit der dpa
getroffen hatten, wurden der PMG
Ende 2025 „erstmalig konkretere In-
formationen von der dpa übersandt“.
Da eine Erlösbeteiligung der dpa zu
einer Erlösminderung bei den Verla-
gen führt, habe man diese um Prü-
fung der Verträge mit der dpa gebe-
ten. „Mein Eindruck ist, dass das
Schreiben der dpa an ihre Kunden
diesbezüglich einen anderen Ein-
druck vermittelt“, ergänzt Kästner:
„In der zwischenzeit sind zeitnahe
Gespräche angekündigt, denen wir
ansonsten nicht vorgreifen wollen.“
Ein Sprecher der dpa erinnert

gegenüber der F.A.z. (die sowohl Ge-
sellschafter der dpa als auch der PMG
ist) daran, dass eine „lückenlose und
transparente Verwertungskette“ das
wirtschaftliche Fundament des
Unternehmens sei. Daher wolle man
alle Ansprüche durchsetzen. „Die
PMG verwertet Inhalte von Verlags-
kunden der dpa, in denen dpa-Be-
standteile enthalten sind. Dafür steht
der dpa eine Abgeltung zu. Es gibt da-
zu auch einen Vertrag, den die PMG
allerdings nicht einhält. Die PMG ver-
sucht nun, diesen berechtigten An-
spruch […] auf die Verlagskunden ab-
zuwälzen. Da sich die PMG einer sol-
chen konstruktive Lösung auf dem
Verhandlungsweg bisher verschlossen
hat, haben wir den vorgerichtlichen
rechtsweg beschritten.“ Man habe
die PMG zur Auskunft über den Nut-
zungsumfang der betreffenden dpa-
Inhalte aufgefordert. „Diese Auskunft
haben wir bisher nicht erhalten“, sagt
der dpa-Sprecher. „Uns geht es insbe-
sondere darum, eine für die zukunft
tragfähige Lösung mit der PMG zu
finden, so wie es unser Vertrag mit
der PMG eigentlich vorsieht.“ Da die
PMG angekündigt habe, auch KI-Li-
zenzen zu erteilen und die Verwer-
tung der dpa-Inhalte auszuweiten,
müsse man mit Nachdruck tätig wer-
den. JochEN zENThÖFEr

Was sind
texte wert?
In Pressespiegeln sieht
dpa sich unterverkauft

d ie nordrhein-westfälische Daten-
schutzbeauftragte Bettina Gayk
fordert bei Livestreams oder Vi-

deos über den Umgang mit Pflegebedürf-
tigen in den sozialen Medien, auf den
Schutz von Patientendaten zu achten. „Ei-
nige der Fälle, die bei meiner Behörde ge-
landet sind, habenmich wirklich sprachlos
gemacht“, erklärte sie am Dienstag in
Düsseldorf an ärzte, Therapeuten und
Pflegepersonal gewandt. Sie beobachte zu-

gefilmt oder Aufnahmen seien via Snap-
chat verbreitet worden. In einem schweren
Fall habe eine Pflegekraft regelmäßig Vi-
deos gepostet. Selbst die Einwilligung der
Betroffenen könne selten als Grundlage
der Datenverarbeitung dienen. häufig feh-
le es wegen des Krankheitsbildes an der
Einwilligungsfähigkeit. Auch werbever-
suche wie die eines Schönheitschirurgen
könnten Verstöße gegen den Datenschutz
darstellen. epd/F.A.z.

nehmend bei der Verfolgung eigener In-
teressen, wie etwa Selbstdarstellung oder
werbung für die Praxis, Datenschutzver-
stöße im Umgang mit sensiblen Gesund-
heitsdaten. Solche rechtsverstöße könn-
ten nicht nur empfindliche Geldbußen

nach sich ziehen. „Den Betroffenen stehen
womöglich auch Schadensersatzansprü-
che zu.“ In Nrw seien Pflegerinnen und
Pfleger aufgefallen, die Pflegebedürftige
durch sogenannte reels oder Livestreams
im Internet zur Schau stellten. So sei live

Patienten alsWerbepuppen
ärzte und Pfleger missachten Datenschutz

Der orF-„Landkrimi“ hat einmal
mehr zuwachs bekommen, und im
Gegensatz zu anderen reihen kann
man hier sicher sein, nicht mit Dut-
zendware abgespeist zu werden.
„Schnee von gestern“ spielt in Lienz,
osttirol, und noch weiter östlich, im
ort Inner Ainöd. wer denkt sich sol-
che ortsnamen aus, zu sprechend, um
wahr zu sein? In der Nähe des ossia-
cher Sees findet sich auf der Landkar-
te tatsächlich ein solcher ort. Er
heißt: Innere Einöde.
rund um den ossiacher See spielte

die letzte Folge des „Landkrimis“. In
„Bis in die Seele ist mir kalt“ ging es
um den wandel des Tourismus in der
region, um den Ausverkauf von hei-
mat, um scheinbare Modernisierungs-
erfordernisse und die zerstörung von
Gemeinschaften, vor allem um die da-
mit einhergehende Vereinzelung und
Einsamkeit der alten Einheimischen.
wer bei „Bis in die Seele ist mir kalt“
mit seinen Landschaftsnebelbildern
schon gefröstelt hat, dem wird in
„Schnee von gestern“ auch nicht wär-
mer werden. Die handlung könnte
eine zeitgenössische übersetzung von
Motiven aus Adalbert Stifters Erzäh-
lungsband „Bunte Steine“ sein (Buch
Ivo Schneider). Immer noch wirken
die Berge um Inner Ainöd majestä-
tisch und erhaben, immer noch gibt es
eine Dorfgemeinschaft mit Gestalten,
die aus Erfahrung unerbittlich sind
und sich seit Generationen nicht mit
denen draußen verbinden, aber nun
rauben neue Entwicklungen denMen-
schen die wirtschaftliche Existenz.
wo in vormassentouristischen zei-

ten die Fremden Eindringlinge schie-
nen und jederzeit Katastrophen in
Gang bringen konnten, ist nun der
Fremdenverkehr ein bedrohtes Phä-
nomen. Die Touristen bleiben aus in
Inner Ainöd, dabei ist Ski-hochsai-
son. Das liegt am Dauerregen und am
fehlenden Schnee. Nicht mal pittores-
ke Melancholie zeigen die Bilder der
Kamera von Anna hawliczek, son-
dern trübseliges Verhängnis. Ein Sei-
tental-Dorf im auch symbolischen re-
novierungszustand. An der Spitze der
überalterten Dorfversammlung steht
Bürgermeister walter (Michael rot-
schopf). Selbst der Pfarrer scheint
nicht zuerst Gott zu dienen, sondern
den Gemeindezwängen, und im Gast-
hof, in dem chefinspektor Martin
Steiner (SimonMorzé) Quartier bezo-
gen hat, ist die wirtin Maria sich zwar
sicher, bald über Internetanschluss zu
verfügen, kann aber vorerst nicht ein-
mal für die Telefonverbindung zur
Außenwelt sorgen. Die Inszenierung
der Abgeschnittenheit gelingt vorzüg-
lich (regie David wagner).
ob Steiner und seine Kollegin,

chefinspektorin Melanie Grandits
(Marlene hauser) aber überhaupt ein
Tötungsdelikt aufzuklären haben, ist
anfangs fraglich. Vielleicht handelt es
sich im Fall des im Triestacher See er-
trunken aufgefundenen Umweltlan-
desrat Konrad Schett um den „Klassi-
ker“: „Mann trinkt zu viel. Mannmuss
pinkeln. Ist ein Gewässer in der Nähe,
wirdMann davonmagisch angezogen.
Mann pinkelt, rutscht aus, haut sich
den Kopf an und ertrinkt“, so Gran-
dits’ zusammenfassung. Der Tote war
auf dem weg nach Inner Ainöd. Statt
seiner nimmt Steiner dort Posten,
während Grandits ihr freies wochen-
ende genießt. oder auch nicht, denn
während ihr Freund, der für ihren Ge-
schmack ohnehin schon arg klam-
mert, sie für Spa-Angebote und unge-
störte zweisamkeit im Luxusambiente
gewinnen will, hängt sie am handy
wie an einer rettungsleine. Kasernie-
rung fürs wohlbefinden ist nicht nach
ihrem Geschmack, und langweilig ist
ihr auch. Für Steiner indes wird es im-
mer brenzliger im Dorf. Als es dann
doch noch zu schneien beginnt, und
zwar heftig, ist das nicht romantisch.
In solcher Unwirtlichkeit überleben
eben höchstens die Touristen in Funk-
tionskleidung, wenn überhaupt. wer
Verstand hat, bleibt zu hause. Die
Berge, das zeigt „Schnee von gestern“
auch, sind nicht für den Freizeitgenuss
entstanden.
In der Polizeizentrale recherchiert

derweil Kollege Gustav Moser (Felix
rank) unter den Augen von Major
Salzer (Joseph holzknecht) zur Lage
der cyberkriminalität. Vielleicht
geht es Moser aber bloß darum, die
angeblichen Kinderski des österrei-
chischen rennläufers hermann
Maier zu ersteigern (mit knapp 1000
Euro ist er dabei). Klimawandel,
wirtschaftsfaktor Tourismus, über-
alterung und Landflucht, ein solches
wird in dieser atmosphärisch dichten
Kriminalerzählung mit humorvollem
Unterton zur Sprache gebracht. Auch
die Musik von Musicbanda Franui
und des 2018 verstorbenen isländi-
schen Komponisten Jóhann Jóhanns-
son setzt eine besondere Note, wenn
in Inner Ainöd zur hatz geblasen
wird. hEIKE hUPErTz

Der Landkrimi: Schnee von gestern läuft
um 20.15 Uhr im ZDF und im ZDF Stream.

amende
derWelt
Im „Landkrimi: Schnee
von gestern“ ist es trist

W enn Sie ein hundertstel des-
sen, was Sie gerade gesagt ha-
ben, in Iran sagen würden,

wäre Ihre Strafe die hinrichtung“, sagte
Jafar Panahi, als er am Montagabend zu
Gast in der „Daily Show“ von Jon Ste-
wart war. Der regisseur, der mit seinem
Film „It was Just an Accident“ für den
oscar als bester internationaler Film
nominiert ist, wurde in Iran mehrfach
verhaftet und eingesperrt, weil er das
regime kritisierte. „Tut mir leid, dass
ich hier die Stimmung Ihrer Show ver-
derbe“, sagte Panahi.
zuvor hatte der Moderator Trumps

Krieg gegen Iran mit den worten kriti-
siert: „Unsere Bomben sind jetzt schlauer
als unser Präsident.“ Für Trump heiße
„Frieden durch Stärke“ doch wieder „Frie-
den durch Krieg“. Aber Panahis Einladung
zeigte, dass es Stewart nicht darum ging,
das Mullah-regime zu verharmlosen, son-
dern Trumps mangelnde Abstimmung mit
dem Kongress und den Bündnispartnern
zu kritisieren. Der Einzige, der „glücklich“
über den Krieg sein könne, sei Israels Mi-
nisterpräsident Netanjahu, so Stewart, der
sein „Mess-o-Potamia“-Label aus dem
„Krieg gegen den Terror“ wiederbelebte.
Auf der Plattform X ergänzte seine redak-
tion das mit einer Variante des viralen
Memes von George w. Bush, der zufrie-
den aussehend zur Musik wippt, darüber
der Schriftzug: „wenn du nicht mehr der
erste Treffer bei der Suchanfrage ‚Nahost-
Schlamassel-Präsident‘ bist“.
Auch Stewarts Kollegen griffen Trump

an. Dass der Kongress nun nachträglich
sein recht ausüben und über den laufen-
den Krieg abstimmen soll, das ist für Ste-
phen colbert so, wie wenn man „das Kon-
dom nach dem Sex anzieht“. Auch auf die
beschwichtigenden Journalisten und
Außenpolitik-Experten in den Talkshows,
die ihre Liebe zur Macht des Faktischen
entdecken, spielte er an und versicherte:
„Mach dir keine Sorgen, Schatz, wirkt ge-
nauso gut.“ Die rechtfertigungsversuche,
die Trumps Alleingang erklären sollen,

„operation Epsteino Distracto“. „was
machst du, wenn dein bester Freund ein
Pädophiler war?waffen der Massenablen-
kung abfeuern“, lästerte Kimmel. Er gab
die haltung vieler Menschen in den USA
wieder, als er mit Blick auf den Tod Ali
Khameneis sagte: „Ich nehme an, wir kön-
nen uns alle wahrscheinlich darauf eini-
gen, dass die welt ohne den Ajatollah ein
besserer ort ist.“ Die Frage sei nur, warum
Iran jetzt sofort attackiert werden musste,
ohne die zustimmung des Kongresses ein-
zuholen. ähnliche Kritik gab es bei Seth
Meyers und Jimmy Fallon, beide bei NBc.
Am wochenende hatte dort schon „Sa-

turday Night Live“ auf den Krieg reagiert.
JamesAustin Johnson hatte in seiner rolle
als Präsident mit weißer USA-Basecap ge-
grüßt: „happy Dritten weltkrieg für alle,
die feiern.“ Da Iran „seit 15 Jahren oder
so“ knapp vorm Produzieren der Atom-
bombe gestanden habe, „machen wir jetzt
Krieg“. colin Jost gab am „weekend Up-
date Desk“ den etwas ratlosen Nachrich-
tensprecher: Um sich die Lage zu erklären,
schalte man nun zu einem Experten – ein-
geblendet wurde ein Video von Trump aus
dem Jahr 2011, als der über Präsident Ba-
rack obama herzog. Dieser sei schwach,
unfähig und werde „einen Krieg gegen
Iran starten, weil er absolut kein Verhand-
lungsgeschick besitzt“.
Die witze der Late-Night-hosts mögen

für alle, die Trumps Kehrtwenden verfol-
gen, erwartbar sein. Doch rufen sie in Er-
innerung, wie oft der Präsident wahlver-
sprechen gebrochen hat. Die comedians
haben nicht erst in der Trump-ära die rol-
le der Erklärer und Kritiker übernommen,
wo man das von Sendern wie cBS immer
weniger erwarten kann. Auch wenn es
beim witzeln über Politik und Trump zu
moralischen Vereinfachungen und über-
spitzungen kommt: Gerade im Krieg,
wenn viele Medien zurückhaltung gegen-
über den Entscheidungen des Präsidenten
üben und manche Gewaltenteilung und
Völkerrecht zu Nebensachen erklären,
kann humor das Bild schärfer stellen.

konterte auch colbert mit der Erinnerung
an das, was ihn vor mehr als 20 Jahren an
diesen Platz, auf die Late-Night-Bühne,
gebracht habe: die Angriffe von Präsident
Georgew. Bush auf Afghanistan und Irak.
Bush habe zumindest mit den Amerika-
nern kommuniziert, „seinen Krieg wenigs-

tens verkauft“. Trumps Feldzug gegen Iran
passiere ohne erkennbaren Plan für ein
Ende, sagte colbert, dessen Show bei cBS
imMai abgesetzt wird.
Auch Jimmy Kimmel kritisierte bei

ABc den Präsidenten, warf ihm vor, von
den Epstein-Akten ablenken zu wollen:

„tut mir leid, dass ich
die stimmung verderbe“

Amerikas Late-Night-Talker machen sich ihren reim
auf den Irankrieg und lassen an Trump kein gutes
haar; der iranische regisseur Jafar Panahi erzählt
derweil, was das Ajatollah-regime in seinem Land
angerichtet hat.Von Frauke Steffens, New York

Jafar Panahi mit Übersetzerin zu Gast bei Jon Stewart Foto The Daily Show/Youtube


